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Der Ausgleich zwiſchen der Stadtgemeinde Leoben und 
den Beſitzern des bürgerlichen Factoriepermögens. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 

Schluß.) 
Wir kommen nun dazu, die Beweggründe, welche für den Ausgleich 


die Zwecke der Gemeinde noch weiters geſtiegen, und es läßt ſich der 
Fall denken, daß endlich deſſen Erträgniſſe vollſtändig und dauernd für 
die Deckung des Gemeindebedarfes in Anſpruch genommen worden wären. 
Dem gegenüber könnte nun eine Abfertigung auf Grund des gegenwär⸗ 
tigen Gemeindebedarfes als eine Verkürzung der künftigen geſteigerten 
Anſprüche der Gemeinde erſcheinen. 

Dieſem ganz richtigen Argumente iſt aber nun entgegen zu ſtellen, 
daß thatſächlich die beantheilten Bürger ſeit dem Beſtande des Factorie- 
vermögens Einkünfte aus den Erträgniſſen desſelben genoſſen haben, 
daß dieſe Bezüge zum Theile wirklich einen privatrechtlichen Charakter 
beſaſſen und daß auch die Erträgniſſe der nicht vertheilten, ſondern inveſtirten 
Ueberſchüſſe einen Theil der Einkünfte ausmachten. Hiezu kommt noch, 
daß nach feſtſtehenden Beſtimmungen die Verwaltung des Factoriever⸗ 
; mögens, wenn auch beſchränkt, jo doch thatſächlich in den Händen der 
beantheilten Beſitzer lag und die ganze Gebahrung ſeit jeher nicht auf 
eine möglichſt raſche Ausbeutung des Vermögens, ſondern auf eine 
dauernde Nutzung gerade mit Rückſicht auf die zu vertheilenden Ueber⸗ 
ſchüſſe gerichtet war. Unter dieſen vorliegenden Verhältniſſen entſprach 
es auch gewiß nicht der Billigkeit, daß dieſe Rentenquelle durch den 
ſteigenden Gemeindebedarf ganz verſiegen ſollte, da ja auch bei Erlaſſung 
des Normale von 1811, bezw. 1813 eine Vertheilung von Ueberſchüſſen 
vorgeſehen war. Waren es dieſe Rückſichten der Billigkeit, welche ſür 


ſprachen, ſowie die Conſequenzen, welche ſich aus demſelben ergeben, die Gemeinde eine Begrenzung der Anſprüche räthlich erſcheinen ließen, 
zu erörtern. ſo waren es noch andere Umſtände, die eine endliche Austragung jener 

Nachdem der Ausgleichsvertrag den förmlichen Verzicht der Stadt⸗ | Colliſion zwischen öffentlichen und privaten Intereſſen nothwendig machten 
gemeinde Leoben auf die ihr aus dem Factorievermögen zuſtehenden Be⸗ Die vorliegenden Verhältniſſe mußten einen Druck auf das Gemeinde⸗ 
züge enthält, welche Bezüge je nach der Höhe des Cummunalbedarfes leben ausüben, welcher eine reiche Entfaltung desſelben unmöglich machte. 
unbeſtimmt, aber auch nach Maßgabe des Erträgniſſes des Factoriever⸗ Eine Entwicklung der Gemeinde war nicht möglich, ſo lange jene, 
mögens unbegrenzt waren, ſo fragt es ſich vor Allem: lag für die Stadt⸗ | welche nach der Wahlordnung die Majorität in der Gemeindevertretung 
gemeinde eine dringende Veraulaſſung vor, einen ſolchen Vergleich ein. behaupten konnten, einer Ausdehnung der Stadt als einer Quelle neuer 
zugehen, welcher naturgemäß eine weitere Ausdehnung jener Rechte aus- Laſten entgegentraten. Die beſchränkte räumliche Ausdehnung der poli⸗ 
ſchloß? ferner: waren die Abfertigungsbedingungen ſolche, die mit der tiſchen Gemeinde Leoben, die nahezu vollſtändig im Eigenthume des Factorie⸗ 
Größe der Verzichtleiſtung in einem richtigen Verhältniſſe ſtehen? vermögens und der beantheilten Hausbeſitzer ſtehende freie Baufläche machten 

Es wurde im Kreiſe Derjenigen, welche ſich der Wahrung der jede größere Bauthätigkeit unmöglich, und war es daher auch nicht ab⸗ 
Gemeindeintereſſen lebhaft annehmen, nicht ſelten der Satz aufgeſtellt, zuſehen, wann von Seite neu zuwachſender Hauszinsſteuerträger eine 


daß für die Gemeinde eine dringende Veranlaſſung, einen Ausgleich ein⸗ 
zugehen, nicht vorlag, weil ja doch das Factorievermögen mit jeinen | 
Erträgniſſen vorerſt für die Bedeckung des Gemeindebedarfes aufzukommen 
hatte und noch auf eine Reihe von Jahren dieſe Deckung hinreichen 
würde, auch bei weiterer Steigerung der Gemeindeausgaben von der 
Ausſchreibung von Umlagen abzuſehen oder wenigſtens theilweiſe den 
Gemeindehaushalt damit zu beſtreiten. Eine Steigerung des Gemeinde⸗ 
bedarfes war von Jahr zu Jahr zu erwarten und trotz der Bemühungen 
einer ſparſamen Gemeindevertretung nicht zu vermeiden, weil einer Ge⸗ 
meinde auch wider ihren Willen Laſten auferlegt werden, und die 
induſtrielle Umgebung, abgeſehen von einer Zunahme der Stadtbevölkerung, 
eine Steigerung der Auslagen für Polizei u. dgl. bedingt. Es wäre 
daher vorausſichtlich die Inanſpruchnahme des Factorievermögens für 


andere Zuſammenſetzung der Gemeindevertretung zu erwarten geweſen 


wäre. 

Die wenigen Neubauten wurden in Folge der Grundvertheilung 
auch vorwiegend nur von beantheilten Bürgern geführt. Ebenſo konnte 
auch von einer lebhaften Entwicklung des Gewerbeweſens nicht die Rede 
ſein, abgeſehen davon, daß eine Reihe bedeutender Gewerbe ſelbſt wieder 
in Händen beantheilter Bürger ſich befindet. Dieſen Verhältniſſen gegen⸗ 
über mußten ſich gerade die nicht beantheilten Gemeindegenoſſen, welche 
zum großen Theile als Geſchäftsleute ein beſonderes Intereſſe an dem 
Wachsthume der Stadt hatten, die Frage vorlegen, ob es nicht zweck⸗ 
mäßiger ſei, in einem emporblühenden Gemeinweſen Gemeindeumlagen 
zu entrichten, als um den Preis der Beſreiung von dieſen Umlagen 
die Folgen eines ſtagnirenden Gemeindelebens auf ſich zu nehmen. Dieſer 
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Zuſtand konnte aber vorausſichtlich Jahrzehnte währen und der fich Berechnung der Ablöſungsſumme zur Grundlage genommen, hat damit 
daraus ergebende Nachtheil konnte für die Gemeinde im Ganzen größer allerdings von einer künftigen Steigerung abgeſehen, dafür aber auch 


ſein, als die Vortheile der Befreiung von Communallaſten. 

Der Gemeinde als der Geſammtheit der Gemeindeglieder iſt ſeit 
einigen Deceunien aus dem Verbande mit dem Factorievermögen kein 
beſonderer Segen erwachſen, ſowie ſich auch nicht behaupten läßt, daß 
die Verantheilung am Factorievermögen für die größere Mehrzahl der 
Bürger die Quelle eines beſonderen Wohlſtandes geworden wäre. Die 
Gemeinde weiſt in ihrer beſchränkten räumlichen Ausdehnung und in 
Folge der durch Jahre unterdrückten Bauthätigkeit eine verhältnißmäßig 
fehr geringe Steuerkraft auf, was allerdings als kein ſicheres, aber doch 
als ein theilweiſe richtiges Kennzeichen der wirthſchaftlichen Lage der 
Mehrzahl der Gemeindeglieder gelten kann. Der Beſitz der bürgl. Häuſer 
unterlag in den letzten Decennien einem bedenklichen Wechſel, und waren 
darunter nicht wenige Zwaugsverkäufe auf eine verfehlte Rechnung rück⸗ 
ſichtlich der Erträgniſſe des Factorievermögens zurückzuführen. Die 
hohen Vertheilungen einzelner Jahre trugen das ihrige dazu bei, daß 
einzelne Beſitzer die Grundlage ihrer wirthſchaftlichen Exiſtenz mehr in 
dieſer unſicheren Einnahme als in ihrem geſchäftlichen Erwerbe ſuchten 
und daher auch die Conſequenzen der Kriſe der Eiſeninduſtrie zu tragen 
hatten. Audererſeits ſtehen viele Häuſer von nicht ſelten minimaler Aus⸗ 
dehnung in dem Beſitze von Witwen⸗Erbmaſſen u. ſ. f, welche wieder 
aus Rückſicht auf jene Rente, für welche bis heute jede genaue Schätzung 
unmöglich war, die aber doch ſtets ein kleines Einkommen gewährte, 
nicht veräußert wurden, ferner in dem Beſitze Auswärtiger, welche 
Häuſer aus Speculation auf die Ausbeute angekauft haben. Von einem 
Einſetzen der aus dem Erträgniſſe des Factorievermögens fließenden 
Renten in eine fruchtbringende wirthſchaftliche Thätigkeit, von einer pro⸗ 
ductiven Verwendung derſelben in Leoben — kann bezüglich der Mehr⸗ 
zahl der beantheilten Beſitzer nicht geſprochen werden. 

Wir ſehen daher, daß der Beſitz des Factorievermögens für Leoben 
durchaus nicht jene wirthſchaftliche Bedeutung erlangt hat, die man 
erwarten konnte, und die von vielen der Sache ſernſtehenden Perſouen 
demſelben beigelegt wurde. 

Die Entwicklung des Gememweſens hat unter dem Drucke der 
vorliegenden Verhältniſſe gelitten und wurde zurückgehalten aus Rück⸗ 
ſicht auf die ſteigenden Communallaſten, daher auch Leoben nicht jene 
Bedeutung erreicht hat, die es vermöge ſeiner Lage, — in nächſter Nähe 
der Eiſen⸗ und Kohlenproduction — hätte erreichen können. Eine Con⸗ 
ſequenz war, daß ſich ſpeciell die Bauthätigkeit in der benachbarten Ge⸗ 
meinde Donawitz, die Leoben wie ein Gürtel umſchließt, trotz der da- 
ſelbſt beſtehenden Communalumlagen, geltend machte und dadurch von 
der Stadt ablenkte. Wenn Leoben trotz der geſchilderten ungünſtigen Ver⸗ 
hältniſſe zugenommen hat, ſo iſt dies auf die Entwicklung der Bahnen, 
auf die zunehmende Bedentung und Frequenz der Lehranſtalten, ſowie 
auf den Einfluß der benachbarten Induſtrie zurückzuführen. 

Es iſt Leoben wohl vorwiegend ein Vereinigungspunkt der Intelli⸗ 
genz des ſteier. Oberlandes, und iſt es das Gewicht dieſer Thatſache, nicht 
aber die wirthſchaftliche Thätigkeit, welche Leoben nothgedrungen trotz 
der vorliegenden Schwierigkeiten zu dem gemacht hat, was es iſt. Die 
völlige Ausſichtsloſigkeit, in einigermaßen näherer Zeit aus dieſen 
ſchwierigen Verhältniſſen herauszukommen, mußte für die Gemeinde die 
möglichſt baldige Zuſtaudebringung eines Ausgleiches als im höchſten 
Grade wünſchenswerth erſcheinen laſſen. Auch der Ausfall der Gemeinde: | 
wahlen von 1882 konnte daran nichts ändern, da er ja das Ergebniß 
eines ſtillſchweigenden Compromiſſes war, das in der Vorausſetzung 
des Zuſtandekommens des Ausgleiches geſchloſſen wurde; eine Sicherheit 
für den Ausfall der nächſten Wahlen war hiedurch nicht gewährt. 

Was nun die Höhe des ausgeſprochenen Abfertigungscapitales 
betrifft, iſt es wohl ſchwer zu ſagen, ob dieſelbe die Anſprüche der Ge— 
meinde in dem Maße beſriedigt, als dies den abgelösten Nutzungsrechten 
entſpricht. Bei der großen Schwierigkeit, Juduſtrievermögen unanfechtbar 
zu ſchätzen, insbeſondere aber auch deren Erträgniſſe auf eine längere 
Dauer annähernd genau zu beſtimmen, da endlich auch das Anſteigen 
der Communallaſten ſich uicht auf Jahrzehnte voraus feſtſetzen läßt, 
wäre es wohl überhaupt ſchwer geweſen, zu ſagen, wie ſich im Verlaufe 
der Jahre die Bezüge der Gemeinde geſtaltet hätten, welche Ueberſchüſſe 
zur Vertheilung gelangt wären, endlich wie das eventuell geſchätzte Ver⸗ 
mögen mit Rückſicht auf die Inanſpruchnahme durch die beiden Nutz⸗ 
nießer zu vertheilen wäre. Man hat daher den gegenwärtigen unge⸗ 
deckten Bedarf der Gemeinde als den höchſten bisher erreichten für die 


die Eventualität, daß die Stadtgemeinde aus dem Factorievermögen 
bei dem Abgange eines Erträgniſſes keine Leiſtungen erhält, beſeitigt. 
Es war im Intereſſe der Gemeinde gelegen, den Ausgleich nicht auf 
unbeſtimmte Zeit zu verſchieben, ſelbſt auf die Hoffnung hin, ſpäter noch 
günſtigere Bedingungen zu erreichen, weil jedes Jahr Uungewißheit die 
Zeit für eine geſunde Entwicklung der Stadt weiter hinausſchieben mußte. 
Jene Modalität eines Ausgleiches, welcher der Gemeinde das Eigenthum 
gewahrt und die beautheilten Bürger abgefunden hätte, hatte keine Aus- 
ſicht, angenommen zu werden, und ſo lag allerdings für die Gemeinde 
die Nothwendigkeit vor, einen Ausgleich auf Grund ihrer gegenwärtigen 
Bezüge aus dem mehrgenannten Vermögen einzugehen, wollte ſie nicht 
in der nächſten Zeit überhaupt darauf verzichten. Die Gemeinde als 
ſolche konnte aber auch von dem Einfluſſe der höheren autonomen Organe 
keine Aenderung ihres Verhältniſſes zum Factorievermögen, bezw. deſſen 
Verwaltung erwarten; es lagen ja auch diesbezüglich Erfahrungen vor. 
Die letzte Entſcheidung des Landesausſchuſſes hat die Stellung der Ge- 
meinde gegenüber dem Wirthſchaftsausſchuſſe nicht gekräftigt, und war 
inſoweit nicht mit der früheren Entſcheidung von 1869 in Einklang zu 
bringen. Der Landesausſchuß hat es vermieden, von dem einzigen Mittel, 
das ihm in der Frage gegenüber dem Wirthſchaſtsausſchuſſe zuſtand, 
Gebrauch zu machen. Die Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden 
ließen daher die Hoffnungen auſ ein energiſches Einſchreiten im Intereſſe 
der Gemeinde, ſowie auf eine Möglichkeit, das Realvermögen im Aus⸗ 
gleichswege für die Gemeinde zu erhalten, ausſichtslos erſcheinen. 

Für die beantheilten Hausbeſitzer bringt der Ausgleich große 
Vortheile, weil das Vermögen nunmehr von jeder Leiſtung an die 
Gemeinde entlaſtet iſt und ein unbeſchränkter nur analog den Erwerbs⸗ 
geſellſchaften der Staatsaufſicht unterſtehender Beſitz wurde. 

Mit der am 1. October d. J. erfolgten Abrechnung zwiſchen 
dem Leobner Wirthſchaftsvereine und der Stadtgemeinde Leoben, der 
Uebergabe der in den Ausgleich einbezogenen Realitäten, ſowie der 
Auszahlung des Reſtbetrages erſcheint nunmehr die Stadt Leoben völlig 
losgelöst von dem Vermögen, mit dem ihr Schickſal durch Jahrhunderte 
verknüpft war. Die Gemeinde Leoben tritt in den Beſitz von Grund⸗ 
flächen und Häuſern, denen theilweiſe eine ſehr hohe Verwerthung geſichert 
erſcheint, während allerdings andere Gebäude, ſür öffentliche Zwecke 
gewidmet, Eigenthumsobjecte ohne directen Ertrag darſtellen. Außerdem 
tritt die Stadt in den Bezug fixer Renten, welche es ihr ermöglichen, 
bei Einhebung einer mäßigen Gemeindeumlage doch den Communalhaus⸗ 
halt auf einem den Zeitverhältniſſen entſprechenden Stande zu erhalten. 
Alle Gemeindegenoſſen aber, ſpeciell auch die beantheilten Hausbeſitzer, 
beziehungsweiſe Mitglieder des Leobner Wirthſchaftsvereines, werden 
nun als Hauszinsſteuerträger das lebhafteſte Intereſſe an einer regen 


Entwicklung des Gemeinweſens, an einer Vermehrung der Steuerträger 
ö 9 ' hrung 9 


und Stenerobjecte haben, da ſie ſelbſt ja doch wieder vorwiegend zur 
Steuerleiſtung herangezogen werden. Während früher die nach der 
Wahlordnung herrſchenden Elemente in threr Doppelſtellung einer Aus⸗ 
dehnung der Stadt nothgedrungen entgegengeſtanden, ſind nun alle 


Elemente in dem Streben vereint, die Entwicklung des Gemeinweſens 


zu fördern. Es entfällt nun aber auch jene Ausſchließung der nicht 
beantheilten Steuerträger von der Gemeindevertretung, welche ſich als 
für die Dauer unhaltbar erwies. So ſteht denn zu hoffen, daß der 
erzielte Ausgleich ſämmtliche Elemente des Gemeinweſens dauernd und 
ganz zur Mitwirkung am gemeinen Beſten heranziehen und jene Schranken 
beſeitigen wird, welche bisher einer geſunden raſchen Entwicklung im 


Wege ſtanden. 


Um dieſen Preis mag die Gemeinde auch darüber hinausgehen, 
daß ihr in dem Ausgleiche vielleicht nicht das volle Maß des möglich 
Erreichbaren geboten wurde; es gab ja endlich keine andere Löſung der 
beſtehenden Schwierigkeiten. 

Wir waren bemüht, in Vorſtehendem eine möglichſt kurze Dar⸗ 
ſtellung der Vorbereitung und endlichen Durchführung des Ausgleiches 


zwiſchen der Stadt Leoben und dem Wirthſchaftsausſchuſſe des bürger⸗ 


lichen Factorievermögens mitzutheilen. Es war hiezu allerdings nöthig, 
auch jener Verwicklungen zu gedenken, die für das communale Leben 
der Stadt von ſo ſchwerwiegender Bedeutung waren; nur hiedurch 


war es möglich, die Tragweite der nun gelösten Frage und die Noth⸗ 


wendigkeit des Ausgleiches für die Stadt Leoben klarzuſtellen. Die 
vorliegende Löſung zeigt uns aber auch, daß ſelbſt die größten Hinder⸗ 
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niſſe durch guten Willen und vereintes Streben zu beſeitigen ſind. ohne Zahlung beiwohnen, zur Schädigung des Rechtes auf Entgelt zu 
Seit der Betheiligung aller Stände an der Gemeindevertretung von benützen, und da erwieſen iſt, daß in der bezeichneten Weiſe über Plätze 
Leoben iſt auch bereits ein friſches Leben in der Thätigkeit der Commune im Geſammtpreiſe von mindeſtens 71 fl. 40 kr. wirklich verfügt worden 
zu verzeichnen, und ſteht zu erwarten, daß die glückliche Beendigung der | ift, läßt ſich ein den Angeklagten zugefügtes Unrecht auch in der An⸗ 
Ausgleichsaction der Entwicklung der Stadt neue Bahnen eröffnet. Wir nahme der Criminalität des Betruges nicht erblicken. Kaum erforderlich 
können nur wünſchen, daß der Erfolg den gehegten Hoffnungen ent- iſt es hiernach, den von den Beſchwerdeführern eventuell geltend ge— 
ſpricht, und daß der Ausgleich der freundlichen Stadt Leoben zum | machten Geſichtspunkt der Veruntreuung noch insbeſondere auszuſchließen. 
dauernden Segen gereiche. Bleibt doch bei demſelben unbeachtet, daß die von den berechtigten In⸗ 
a en habern nach Eintritt zur Opernvorſtellung abgegebenen Freikarten die 
: f g Eigenſchaft von Werthobjecten einbüßten. In der eigenmächtigen Ver⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis. fügung über dieſe Karten an ſich kann daher das Moment der Straf⸗ 
barkeit nicht begründet ſein (das Wegwerfen oder Vernichten der einge⸗ 
Die liſtige Benützung erloſchener Theaterfreikarten, um nicht- ſammelten Karten hätte die Billeteure wohl nur disciplinär verant⸗ 
zahlenden Perſonen den Zutritt zu Vorſtellungen zu verſchaffen, wortlich gemacht); es liegt in der von der Abſicht, zu ſchaden, getragenen 
iſt ein Betrug; der Schade entſpricht der Höhe des Eintrittsgeldes, Verwendung derſelben zu liſtiger Benützung der Unwiſſenheit der Opern⸗ 
das ordnungsmäßig zu zahlen war. unternehmung.“ 

Vincenz L. und Heinrich J, Billeteure der kaiſerlichen Hofoper, Der k k. oberſte Gerichts- als Caſſationshof fand mit Entſcheidung 
haben Freikarten, welche von den berechtigten Beſitzern beim Eintritte vom 10. März 1884, Z. 14.703, die Nichtigkeitsbeſchwerde zu 
zu den Opernvorſtellungen abgegeben wurden, nicht abgeliefert, ſondern verwerfen. — Gründe: 
gegen Entgelt der in's Einvernehmen gezogenen Florentine S. über⸗ . . . Abgeſehen davon, daß die ausgegebenen und den Billeteurs 
laſſen, welche dieſelben zum Zwecke neuerlicher, thatſächlich auch erfolgter von den betreffenden Perſonen beim Eintritte in's Theater ausgehändigten 
Benützung zu billigen Preiſen an Perſonen aus dem Publikum verkaufte. Eintrittskarten keineswegs als ein ihnen im Sinne des $ 183 St. G. 
In ſolcher Weiſe hat Florentine S. für Karten zu Plätzen, für welche, anvertrautes Gut zu betrachten ſind, liegt nicht in dem Zurückhalten der 
gering gerechnet, 71 fl. 40 kr. an der Caſſe zu entrichten geweſen Eintrittskarten, ſondern darin, daß dieſes Zurückhalten mit den darauf⸗ 
wären, mindeſtens 35 fl. 70 kr. gelöſt. Das Straſurtheil des Wiener folgenden Manipulationen als Mittel zur liſtigen Schädigung benützt 
Landesgerichtes vom 13. November 1883, 3. 39.636, erblickt in wurde, das ſtrafbare Moment. Dieſe liſtige Handlungsweiſe wurde vom 
dieſem Hergange den Thatbeſtand eines verbrecheriſchen Betruges. In erkennenden Gerichtshofe thatſächlich feſtgeſtellt, und hiernach beſtehen alle 
den Urtheilsgründen wird hierüber ausgeführt: „Die Leitung des Hof- nach 8 197 St. G erforderlichen Merkmale der ſtrafbaren That. Nicht 
operntheaters, als die eines behördlich conceſſionirten Inſtitutes, hat von der Verletzung eines blos unſchätzbaren Rechtes iſt hier die Rede. 
das Recht, zu verlangen, daß nur jene Perſonen den von ihr ver- Die Hofoper iſt eine Unternehmung von entgeltlichen Leiſtungen; dieſen 
anſtalteten Aufführungen beiwohnen, welche durch Bezahlung oder ordnungs⸗ gegenüber ſteht das Recht der Unternehmung auf Bezahlung des beſtimmten 
mäßige Freikarten darauf Anſpruch haben, ein Recht, welches im ge⸗ Eintrittspreiſes, welchen fie von allen Eintretenden mit Ausnahme jener 
gebenen Falle empfindlich verletzt wurde. Dieſes Recht iſt freilich m zu fordern hat, welche auf legitime Art hievon befreit find. Jeder Ein⸗ 
abst acto nicht ſchätzbar, allein es gewinnt ſogleich dieſe Eigenſchaft, tretende iſt zahlungspflichtig bis zum vollen Betrage, welchen der Platz 
wenn es, wie hier, in der Weiſe verletzt wird, daß aus ſeiner Schmä- koſtet. Die Nichtentrichtung des Entgeltes iſt ein der Unternehmung 
lerung ein Vortheil gezogen wird. Durch die Gewinnung eines ſolchen zugehender voſitiver Schaden, und nicht lediglich ein Entgang des Ge⸗ 
Vortheiles entſteht der Schade, welcher mindeſtens gleich iſt der Höhe winnes. Das betrügeriſche Vorgehen der Angeklagten lag in der Be- 
des erlangten rechtswidrigen Vortheiles. Jedem ſolchen — freilich nicht nützung der Unwiſſenheit der Unternehmung von dem, verſchiedenen un⸗ 
umgekehrt — muß ein Schade gegenüber ſtehen. Gewiß iſt auch, daß befugten Perſonen ohne Bezahlung des Eintrittspreiſes ermöglichten Zu⸗ 
die Angeklagten durch das Zurückbehalten der Karten und deren Weiter⸗ tritte zu den Vorſtellungen. In den hierauf bezüglichen erſtrichterlichen 
verkauf eine liſtige Handlung geſetzt haben, durch welche fie die Eontrols-⸗ Feſtſtellungen liegen alle thatſächlichen Momente des Betruges. 
organe der Hofoperndirection inſoferne in Irrthum geführt haben, als S 
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Die Verurtheilten überreichten wider dieſes Urtheil die Nichtigkeits⸗ Rein ul n daß ein Gag n a e 
beſchwerde, welche neben formalen Gründen auch die Ziffern 9, lit. a hatte. 
und 10 des S 281 St. P. O. geltend macht und am Gerichtstage Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 23. Mai 1884, 
des Caſſatioushofes in eingehender Ausführung durch die Vertheidiger Z. 688, die Nichtigkeitsbeſchwerde des Anton L. gegen das Urtheil 
vertreten, durch die Generalprocuratur dagegen bekämpft worden iſt. des Kreisgerichtes in Görz vom 24. October 1883, 3. 3128, womit 
Zur Frage der Geſetzſubſumtion äußerte ſich die Generalprocuratur ins- er wegen Verbrechens der Veruntreuung im Sinne des § 181 St. G. 
beſondere nachſtehends: nach $ 182 St. G. verurtheilt wurde, verworfen. — Gründe: 

„Die Argumentation, mittelſt welcher der erſte Richter die Unter⸗ Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Anton L iſt auf den im § 281, 
ſtellung des Sachverhaltes unter das Geſetz vollzog, mag bedenklich Z. 9, lit. a St. P. O. normirten Nichtigkeitsgrund geſtützt und dieſer 
erſcheinen; der Richtigkeit der Geſetzanwendung ſteht fie nicht im Wege. ſoll darin liegen, daß der Erkenntnißgerichtshof in Folge eines Rechtsirr— 
Es gilt, feſtzuhalten, daß die Opernvorſtellung eine entgeltliche Leiſtung thums die angeſchuldete Handlung unter den Thatbeſtand des Verbrechens 
iſt. Der Verwaltung des Unternehmens das Entgelt zu entrichten, iſt der Veruntreuung im Sinne des § 181 St. G. ſubſumirt habe. Dieſe 
Jedermann verpflichtet, der, ohne von berechtigter Seite die Zuſicherung Beſchwerde mußte aber, weil unbegründet, zurückgewieſen werden. Nach 
der Unentgeltlichkeit erlangt zu haben, die Leiſtung entgegennimmt. Wer dem, was der Erkenntnißgerichtshof in thatſächlicher Beziehung als 
ohne dieſe Zuſicherung der Vorſtellung unentgeltlich beiwohnt, ſchädigt erwieſen feſtſtellte, kann angenommen werden, daß der Angeklagte 
das Unternehmen um die Betragshöhe des Entgeltes. Nicht für den während der Zeit ſeiner Amtsführung als Gemeindevorſteher aus ſeinem 
Eintritt, ſondern für die Leiſtung wird gezahlt. Daß etwa die Leiſtung eigenen Gelde Auslagen auf Rechnung der Gemeinde beſtritten habe und 
in der Hoffnung entgegengenommen wurde, ſich irgendwie ganz oder daß er nach dem Ergebniſſe der von ihm gelegten Rechnung ſchließlich 
zum Theile der Zahlungspflicht entziehen zu können, ändert nichts an noch Gläubiger gegenüber der Gemeinde werde ſein können Er hätte 
der rechtlichen Verbindlichkeit, zu zahlen, und an dem dieſer Verbind- daher, wenn auch nicht in formell correcter Art, doch nicht unehrlich 
lichkeit entſprechenden Rechte der Verwaltung des Opernunternehmens. | gehandelt, wenn er jene Summen, welche er, wie das Urtheil feſtſtellte, 
Nicht darauf alſo kommt es an, ob Jemand ohne jene Hoffnung das für Rechnung der Gemeinde eingenommen hatte, wohl zur Befriedigung 
Opernhaus nicht beſucht, alſo die Leiſtung nicht entgegengenommen hätte. ſeiner gegen die Gemeinde geſtellten Forderung verwendet hätte. Das 
So kennzeichnet ſich der feſtgeſtellte Hergang als liſtige Verabredung und | geſchah aber nicht! Der Angeklagte hielt jene Gelder zurück und eignete 
Verbindung der angeklagten Billeteure mit Florentine S., abgeſchloſſen ſich ſie zu, entlaſtete aber keineswegs entſprechend und gleichzeitig die 
zu dem Zwecke, um die Unwiſſenheit der Verwaltung des Opernunter⸗ Gemeinde von ihren Schulden gegen ihn ſelbſt und verwendete daher 
nehmens bezüglich des Umſtandes, daß Unberechtigte den Vorſtellungen auch keineswegs jene Gelder zur Bezahlung ſeiner Forderungen an die 
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Gemeinde, welche Forderungen er vielmehr ſeinerſeits fortfuhr und Nr. 90. Ausgeg. am 10. September. 

fortfährt, geltend zu machen. Mit um ſo größerem Rechte wurde vom Verkehr der Bahnpoſten Nr. 43 und 44. H. M. Z. 27.772. 31. Auguſt 
Erkenntnißgerichtshofe feſtgeſtellt, daß der Angeklagte ihm ämtlich an⸗ Verlegung des Poſtamtes Wolſchau aus dem Orte in den gleichnamigen 
vertraute Gelder der Gemeinde zurückbehalten und ſich zugeeignet habe, Bahnhof. H. M. Z. 31.343. 31. Auguſt. 

weil er nicht blos alle ſeine Forderungen gegen die Gemeinde geltend Aenderung im Fahrpoſt⸗Tarife „Afrika“. H. M. Z. 31.300. 31. Auguſt. 
machte, ſondern auch, wie in dem angefochtenen Erkenntniſſe feſtgeſtellt Nr. 91. Ausgeg. am 20. September. 

wurde, es unterließ, die oft beſprochenen Einnahmen in die Rechnung Ermächtigung der k. k. Poſtämter in Ruſtſchuk und Varna zum Poſt⸗ 
einzuſetzen und zwar in der Abſicht, die Gemeinde zu hintergehen. anweiſungsdienſte. H. M. Z. 31.677. 3. September. 

Wenn man etwa mit Rückſicht auf den zuletzt erwähnten Umſtand be⸗ Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für aus⸗ 
haupten wollte, daß das doloſe Vorgehen des Angeklagten die Merk- ländiſche Zeitungen pro IV. Quartal 1883. H. M. 3. 32.615. 6. September. 
male des Verbrechens des Betruges zeige, ſo wäre doch ſeine Verurthei⸗ Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphen⸗Tarif⸗Zuſammenſtellung. 
lung wegen des Verbrechens der Amtsveruntreuung gerechtfertigt, ſchon H. M. Z. 29.215. 3. September. 

mit Rückſicht auf den Betrag von 33 fl. 72 kr., welche er in Folge Nr. 92. Ausgeg. am 25. September. 

feiner ämtlichen Stellung von verſchiedenen Zahlern erhoben, ohne ihnen Vorſchriften über das poſtamtliche Verfahren mit Poſtſendungen, welche 
eine Quittung zu geben oder ſonſt zu ſorgen, daß fie, entſprechend der Stellung zum Zollamte unterliegen. H. M. 3. 12.730. 17. September. 
ihrem auf ihn geſetzten Vertrauen, endgiltig von ihrer Verpflichtung Fortſetzung folgt.) 

befreit und gegen die Gefahr einer wiederholten Zahlung fichergeftellt | —⁊⸗y⸗ k ꝛæꝑö ã ĩqwwꝛaʒ ...... 
werden. Der Angeklagte kann daher in keiner Weiſe behaupten, daß Perſonalien. 


das Geſetz zu ſeinem Nachtheile irrig angewendet worden ſei. Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im k. k. Finanzminiſterium Dr. 


Moriz Freiherrn Ender von Mallenau die Würde eines geheimen Rathes 

taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Eharakter eines Bergrathes 
bekleideten Salinen⸗Oberverwalter und Vorſtande der Salinenverwaltung zu Dolina 
Adolph Ritter Nechay von Felseis anläßlich deſſen Penſionirung das Ritter⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Finanz⸗Oberinſpector Franz Ritter von 
Brenner⸗Felsach in Wels anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtcontrolor Joſeph Gübel in Wien 
anläßlich deſſen en den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

i 9 5 Seine Majeſtät haben dem Materialverwalter der Bergdirection Idria 
Vorſichten bei Beſtellung von Poſtanweiſungen. H. M. Z. 27.568. Wilhelm Leithe den Titel und Charakter eines Obermaterialverwalters verliehen. 

18. Auguſt. Seine Majeſtät haben den Viceconſul Joſeph Haas zum wirklichen Con⸗ 
Anrechnung von Zollgebühren für aus Italien herrührende Poſtpackete | 119 ei. is des 5 Aan Be a 1 bei dem 

9 0 ; 3 ans 479. gedachten Amte in proviſoriſcher Eigenſchaft in Verwendung geſtandenen Haupt⸗ 

a ne Vie A mann Guſtav Ritter von Kreitner zum wirklichen Conſul in Yokohama ernannt. 

18. Auguſt. Rt Seine Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Hugo Ziwſa in Graz das 
Vertheilung des Nachtrages Nr. 18 zum Berner Verzeichniſſe der goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Telegraphen⸗Bureaux. H. M. Z. 29.216. 13. Auguſt. Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Telegraphen⸗Stationen und Mahren ernan 1 eh. LIES zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 

Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. 3. W 10. Auguſt. - | Der Minifter für Cultus und Unterricht hat die Miniſterialconcipiſten 
Verordnung, betreffend die theilweiſe Abänderung des Organiſirungs⸗ Dr. Franz Ritter von Le Monnier und Edmund Holenia zu Miniſterial⸗ 

Statutes für die k. k. Telegraphen⸗Leitungs⸗Aufſeher. H. M. 3. 10.674. Viceſecretären im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

17. Auguſt ö er | Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 

n Nr. 88. Ausgeg. am 3. September. bekleideten Finanzſeeretär Franz Schmidmayer zum Finanzrathe für den 

N ö 4 5 M 31.283. 27. Anauft directen Steuerdienſt in Wien ernannt. 

Verbot der Zeitſchrift: „Bus apenoat“. H. M. Z. 31.283. 27. Auguſt. Der Finanzminiſter hat die Finanz⸗Obercommiſſäre Franz Hulek und 
Aenderungen im Briefpoſt⸗Tarife. H. M. Z. 30.424. 22. Auguſt. Franz Bartſch, dann den Miniſterial⸗Viceſecretär im Finanzminiſterium Joſeph 
Ermächtigung weiterer Poſtämter Portugals zum Poſtpacketverkehre. Thuma zu Finanzräthen, ferner die Finauzeommiſſäre Joſeph Ronnek, Johann 

H. M. 3. 30.608. 22. Auguſt. Ei aher und Otto von Riernſanckh zu Finanz⸗Obercommiſſären der nieder⸗ 


Geſetze und Verordnungen. 


1883. II. Semeſter. 
Poſt⸗ und Telegraphen⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungs: 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 
Nr. 87. Ausgeg. am 29. Auguſt. 
Einfuhr von Pflanzen u. ſ. w. in Deutſchland. H. M. Z. 29.557. 16. Auguſt. 


; ; Ban öſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
Aenderung im Fahrpoſt⸗Tarife „Rußland“. H. M. Z. 31.181. 23. Auguſt Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Vincenz Diettrich zum 


8 Siſtirung des Poſtamtes Gießhübel bei Mödling. H. M. Z. 26.882. Oberrechnungsrathe und den Rechnungsrevidenten Georg Kautſch zum Rechnungs⸗ 


263 Auguſt. Irxcthe der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
* Siſtirung des Poſtamtes in Windigſteig. H. M. Z. 28.406. 23. Auguſt. Er 5 
. 8 in Wartberg en 8 rledigungen. 
8 Errichtung eines Poſtamtes in Wartberg as H. M. 3. 29.299, i Prakticantenſtelle (nicht adjutirte, proviſoriſche) beim k. k. Hauptpuncirungs⸗ 
26. Auguſt. 5 amte in Wien, bis 5. December. (Amtsbl. Nr. 264.) 


„ Errichtung eines Poſtamtes in Schardenberg H. M. Z. 29.039. 29. Auguſt. - 
Wr e Ehlüchtung eines Poſtamtes in Pettneu. H. M. Z. 29.551. 29. Auguſt. 
Abökirderungen und Ergänzungen zur Telegraphen⸗Tarif⸗Zuſammenſtellung. 
H. M. 3. 28.792. 18. Auguſt. 
Nr. 89. Ausgeg. am 7. September. 
Verordnung des k. k. Handelsminiſters, betreffend die Ermächtigung des | 
k. k. Poſtſparcaſſenamtes in Wien zur ſofortigen Rückzahlung von Einlagen ohne 
vorausgegangene Kündigung. H. M. Z. 1439. 28. Auguſt. 
Verzeichniß über als weitere Sammelſtellen des k. k. Poſtſparcaſſenamtes 
beſtimmte Poſtämter. H. M. Z. 1440. 1. September. | 


Errichtung von Poſtämtern in Nieder⸗Absdorf und Palterndorf. H. M. 
Z. 30.518. 29. Auguſt. 

Dienſteszulagen für die Briefträger in Brünn, Graz, Lemberg, Krakau 
und Prag, dann für die Briefträger I. Claſſe in Trieſt und für die Briefträger 
II. und III. Claſſe in Wien und deſſen Vororten. H. M. Z. 30.267. 24. Auguſt. 


Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes in Gyöngyös zur Ver⸗ , DE Wir machen auf den der ie Pe Nummer bei⸗ 
mittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen 5 Kalender⸗Proſpect von Moritz Perles in Wien 
bis 500 fl. H. M. Z. 31.414. 28. Auguſt. beſonders aufmerkſam. BE 
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